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Die ökonomische Theorie der Eigentumsrechte ­

Ein neues Paradigma der Sozialwissenschaften?

Hans G. Nutzinger*

1. Einleitung

Monsieur Jourdan, der Held von Molieres Lustspiel Der Bürger als

Edelmann, macht bei seinen zahlreichen Versuchen, nicht nur an

Geld, sondern auch an Bildung und Sitten ein wirklicher Edelmann

zu werden, eine seltsame Erfahrung: Sein Rhetoriklehrer sagt ihm,

daß er .sein ganzes Leben lang Prosa gesprochen habe. Ganz ähnlich

mag es manchem Wirtschaftswissenschaftler ergehen, wenn er sich

der ökonomischen Theorie der Eigentumsrechte** zuwendet, die sich

während der letzten zwanzig Jahre hauptsächlich in den Vereinig­

ten Staaten herangebildet hat. Er wird nicht nur von den termino­

logischen Anstrengungen, sondern noch mehr von den Ansprüchen be­

eindruckt sein, welche die Vertreter dieser neuen Denkrichtung

erheben. Folgt man ihnen, so ist die ökonomische Theorie der

Eigentumsrechte nicht nur

- "einer der bedeutendsten Fortschr itte im ökonomischen Denken der

Nachkriegsperiode" (Furubotn/Pejovich, 1974, xv), sondern sie

bringt besonders die folgenden Erkenntnisfortschritte:

- Das Standardmodell von Produktion und Austausch wird dadurch

verallgemeinert, daß man die Zusammenhänge zwischen den juri­

stischen Eigentumsrechten, den Anreizsystemen und dem ökonomi­

schen Verhalten in Betracht zieht.

- Dabei erklärt die Eigentumsanalyse nicht nur menschliches Ver­

halten unter gegebenen alternativen Eigentumsrechtsstrukturen,

sondern darüber hinaus auch die Entstehung dieser Strukturen

selbst.

*Für hilfreiche Karrrentare und Diskussionen danke ich insbesondere Alfred
Endres (PU Berlin) , Johannes Greiner (Kassel), Arnold Picot (Hannover),
Horst Ste:i.nrrann (Erlangen-N~rg), Hans-Jürgen \vagener (Groningenl und
Elmar Wolfstetter (PU Berlin; SUNY Buffalo, N.Y.) . -
Im folgenden sind wörtliche Zitate aus dem Arrerikanischen oder Englischen
vom Verfasser übersetzt.

**Economics of property rights, deutsche Ubersetzungen sind auch "ökonomische
Theorie der Verfügungsrechte" oder "Ökonomische Theorie der Verrtögensrechte".

In: Backhaus, Jürgen/Nutzinger, Hans G. (Hg.): Eigentumsrechte und Partizipation. Frankfurt/Main: Haag + Herchen, 1982. S. 43-72
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- Schließlich liefert die ökonomische Theorie der Eigentums­

rechte eine allgemeine Grundlegung der Organisationstheorie,

indem sie Struktur und Verhalten von Unternehmen (und anderen

Organisationstypen) aus den Interaktionen nutzenmaximierender

Mitglieder solcher Organisationen erklärt.

Ohne damit schon alle Ansprüche erschöpfend dargestellt zu haben,

kann man die Selbsteinschätzung der Eigentumsrechtstheorie durch

ihre Vertreter mit einRm Zitat von Monissen und Pejovich (1977,

283f.) dahingehend zus3mmenfassen,

daß dE'I neue Ansatz hinreichend allgerrein ist, un als Basis einer
f'..QzialwisS€.!1schaftlichen Synthese bisher heterogen konzipierter Ein­
zeldiszipli!1en zu dienerl. Die konstituierenden rrethc.vJologischen Prin­
zlpien des eigentumsrechtlichen Ansatzes sind einfach: Die Orqanisation
r.:er se ist nicht rrehr das Erfahnmgsobjekt, sondern der individuelle
Akteur, oc'r im RahIren der c]egebenC'n Organisatioosst.ruki_ur sein~'1 Nut­
zen zu ffiiXimiereIl sucht. Wenn IT\3..!1 die Wirkung versc:hi.l'(~ener Strukturen
von EigentUInStechten auf das Anreizsystem des Akteurs l<.ennt, wird eine
systP.matiscbc l~fialyse (1?~r Bc:.i.iehung von Akteuren irr. ?ailroc'n alternativ
gf~faßtel: sozio-ökoncmischer Arrange.'TCnts in eillem kort'P1exen Rückkoppe-
llZlgssystern ermeglic;ht. Die Leistungsfähi(rkdt der 'l'heorie der El(]en­
t'llr.srechte ,:Hc sich zu einem strengen rrethodologischen Individlk-=tlis­
mus bek(~t, erweist sich nicht zuletzt in der direkten Konfrontierung
;"it den konkurrierenden Ansätzen des metllodol ry!iscDP.:l Eollektivismus,
seL es :Ul der Fonn der funktionalistischpJ) S07:ioloa:e (j()er dpr zeit­
genössische."1 flL.>Q-marxistischcn Ökonrnüe."

Daß solch \-'('.i tre ichende An sprüche innerha1b LInd a;Jßerhalb der

WLrtschaftswissenschaften auf Kritik und Ablehnung gestoßen sind,

i :.:;t_ ~<'i1um v8P-llmder lich. Abgesehen von dem au~gedehnten Anwendungs­

b ':'1't::, ich, den die EiC]entumsrecht,stheoretikeL beanspruchen, ruft

~Gr allem die durchgängig strikt individualistische Betrbchtunqs­

weise dieses AnsC:.tzes Kritik hervor. Url zu einec angemessenen Be­

urteilung sowohl dieses neuen Ansatzes ats auch der gegF:n lhn er­

hobenen Kritik zu gelangen, werden wir zunik~lst einen kur~(;n ilber­

blick über die Grundbegriffe und Grundvorstellungen geben, die

explizit oder auch nur implizit von den Vertretern dieser bislang
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noch recht heterogenen Denkrichtung verwendet werden. 1 Dabei

versuchen wir zugleich, einige vorläufige Schlußfolgerungen

über die Implikationen und Grenzen dieses Denkansatzes zu

ziehen.

2. Grundkonzeptionen und Grundv0rstellungen

2.1 Das zugrundeliegende Gesellschaftsbild

Zentral für diese Denkrichtung ist ein erweiterter Begriff von

Eigentumsrechten (property rights), der über die bloß legale

Rechtsstruktur (ownership rights) hinausgeht und generell jene

"gesellschaftlich sar!ktionierten Verhaltensregeln für die Be­

ziehungen zwischen Menschen ~mfaßtl, die sich aus der Existenz

von Gütern ergeben und sich auf deren Gebrauch beziehen"

(Furubotn/Pejovich, 1974, 3). Ob diese Erweiterung des Eigen­

tumsrechtsbegriffs auf alle faktisch gegebenen Handlungsspiel­

räume ohne besondere Berücksichtigung ihrer juristischen Legi­

timation im Sinne gesellschaftlich anerkannter Verhaltensweisen

bereits eine sozialwissenschaftliche Erweiterung des juristischen

Eigentumsrechtsbegriffs darstellt, ist allerdings zweifelhaft.

Das Problem liegt in der zugrundeliegenden Gesellschaftsvorstel­

lung: Die behauptete sozialwissenschaftliche Erweiterung wäre

zweifellos dann fraglos anzuerkennen, wenn man jene spezielle

und stark reduzierte Sicht von Gesellschaft akzeptiert, welche

die Eigentumsrechtstheoretiker, zumeist stillschweigend in den

Annahmen, häufig jedoch offenkundig in den Ergebnissen, voraus­

setzen: Gesellschaft wird dabei letztlich reduziert auf eine An­

sammlung nutzenmaximierender Individuen, die ihre gesamten Le­

bensbeziehungen auf der Basis wechselseitiger Vorteilhaftigkeit

über freiwillige und wesentlich bilateral gedachte Kontrakte

1Diese Heterogenität zeigt sich u.a. lln Fehlen verbindlicher rronographischer
Darstellungen des Gebietes, das bislang vor allem durch Ubersichtsartikel,
wie Leipold (1978) und Furubotn/Pejovich (1972), oder durch Textsarrrnlungen,
wie etwa Furul:x>tn/Pejavich (1974), Manne (1975) und SChenk (1978) repräsen­
tiert wird. Die steigende Anzahl von Dissertationen (für den deutschen
Sprachraum siehe etwa Buhbe (1980), Hutter (1979) und Ridder-Aab (1980))
ändert dieses Bild im Grunde nicht. Hinzu konrnt noch die Schwierigkeit, den
Eigentumsrechtsansatz von verwandten J:):mkrichtungen abzugrenzen, wie der
von Gary Becker begründeten "Chicago-Schule", von der ''New Institutional
Econanics", wie sie O.E. Williamson (1975) vertritt, oder von den neueren
Arbeiten von A.O. Hirscr.rnan (1970); wir .....erden auf dieses Al::x~umzungsproblem

mehrfach im folgenden zuri.rkkart'lTen müssen.
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miteinander regeln. Dann - aber auch nur dann - hat man keine

Schwierigkeiten, ihren erweiterten Eigenturns- oder Verfüg~ngs­

rechtsbegriff als Basis einer neuen integrierten und einheitli­

chen Sozialwissenschaft zu akzeptieren.

Eine der Konsequenzen dieses Ausgangspunkts ist eine besondere

Sicht der Produktion als einer spezifischen Form des Austauschs:

Im klaren Gegensat~ zur Marxschen Vorstellung 0iner von den Pro­

duktionsbedingungen bestimmten Gesellschaft und Gesellschafts­

struktur, und in Anknlipfung an die klassische Vorstellung von

Gesellschaft als eine "Reihe von wechselseitigen Echanges"

(Destutt de Tracy) oder als eine Ansammlung handeltreibender

Kaufleute (Adam Smith)
2

wird Produktion nur als zweitrangiges

technisches Charakteristikum der Gesellschaft verstanden. Dar­

über hinaus wird sowohl in den theoretischen Grundlegungen wie

in den praktischen l\nwendungen die Produktion 71<:mlich klein ge­

schrieben una unter dem ganz traditionellen Konzept der neo­

klassischen Produktionsfunktion subsumiert - eine auffällige Be­

scheidenheil!.m Vergleich zu dem selbsterkUirlen Anspruch, eine

Verallgemeinerung auch der Produktionstheorie geliefert zu haben.

Besonders deutlich wird diese Vernachlti.ssigung der Produktions­

seite einer Volkswirtschaft darin, daß die Lösung des Knappheits­

problems nicht vorrangig in der Produktion von Gütern gesehen

WiLd, sondern in ihrer Verteilung über freien Austausch: Der

T.'tusch, und nicht die Erzeugung von Gütern r gi] t nun als zentra­

ler Mec~anism'ls, um das Problem wirtschaftlicher Knappheit zu

l~sen (vgl. Pejovicll, 1970, 6). Im allgemeinen setzt jedoch Aus­

tausch sowo}'l historisch \... ie .:'luch loSisch Produ\tion voraus, und

ö1.her bietet. sich die Pr0duktion als Ausgangspunkt zur Lösung des

Knapp~citsproblemsan. 3

2vg l. dazu die Kritik von Mc'1TX (1844, besanderr3 559) .

~atürlich schließt ~der der methodologische Individualismus (vgl. Val'1berg,
1982) ntXh der BeCJl.'iff der Eige.ntumsrechte apriori Produktion als Ausgangs­
punkt.:. der Untersuchung aus. Es i:3t jed'Ch auff&llig, wie ~nig Aufrrerksarn­
keit ren gesellschaftlichen BPdingunqen der I'rod.ukticm innerhalb (heser Denk-
richtl.L'1g gewi<:1Iret wird. Einige lliteressante ei.gc."1turn.srechtliche Betrachtun­
gen im Hinblick auf Produktion gelY>...n jedoch Alchian und All~ (1972, Kapital
14) .
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Die Eigentumsrechtstheoretiker gehen aber meist noch einen

Schritt weiter, indem sie ihr zugrundeliegendes vereinfachtes

Gesellschaftsbild noch mit einer - impliziten - Beurteilung

gesellschaftlicher Wohlfahrt ausschließlich aufgruDj der Be­

wertungen der betroffenen kontrahierenden Parteien verbinden.

Eine unerfreuliche Konsequenz dieses Vorgehens ist die Schwie­

rigkeit, staatliche Eingriffe und Vorschriften zu verstehen. 4

Hier erscheint jede Begrenzung der Austauschmöglichkeiten,

attenuation ("Verwässerung") von Eigentumsrechten genannt, als

eine Begrenzung der Bedürfnisbefriedigungsmöglichkeiten einer

Gesellschaft. Dementsprechend sollte sich historischer Fort­

schritt in der Entwicklung hin zum vollen ungeschmälerten

Privateigentum - einer immer besseren Spezifikation und Handel­

barkeit von Eigentumsrechten manifestieren. Was immer Form

und Grundlage des Staates sein mögen, seine Rolle bleibt zwei­

felhaft - und sogar mehr als das -, da eines seiner konstituti­

ven Elemente gerade die Begrenzung des individuellen Handlungs­

spielraums, d.h. die Beschränkung von Verfügungsrechten, ist,

und dies nicht immer und nicht nur für den einzigen Zweck, der

mit der kontraktären Sicht von Gesellschaft vereinbar wäre,

nämlich das Zustandekommen und die Einhaltung von Verträgen

sicherzustellen. Alle Änderungen, Ubertragungen und Modifika­

tionen von Eigentumsrechten, die nicht durch Austausch und zwei­

seitige Kontrakte zustande kommen, sondern etwa dmchstaatliche

Gesetzgebung, unterliegen dann dem apriori-Verdacht, daß sie

eine Verschlechterung der Bedürfnisbefriedigungsmöglichkeiten

einer Gesellschaft mit sich bringen: ja, streng genommen sind

4Wiederum ist es wichtig, darauf hinzuweisen, daß ein nodifizierter Eigen­
tumsrechtsansatz über dieses vereinfachte Gesellschaftsbild hinausgehen
kämte, um Unsicherheitsproblerre, Prisoners I -Dilernna-Situationen, nicht
marktmäßig gesteuerte soziale Interaktionen (wie etwa Gruppendynamik) mit
einzubeziehen. Aber diese sinnvollen r-bdifi.k.;ltiooen ,lirden dem Glauben der
Eigenturnsreehtsökorxxren widersprechen, daß soziale Interaktionen und sozi­
ale Organisatiooen auf der Grundlage einiger weniger einfacher Konzepte
analysiert werden kämen - ein Glaube, den ironischeIVJeise die wichtigste
entgegengesetzte Denkrichtung, der (Neo-) Marxismus teilt. (Neo-) .Marxismus
Wld Eigentumsrechtsökonanik Wlterscheiden sich nicht in ihrer geneinsaITEn
Uberzeugung, daß das Verständnis vcn Gesellschaft und gesellschaftlicher
Interaktion eine einfache Angelegenheit sei, sondern in der Auswahl der
wenigen dafür zugrundegelegten Konzepte, die ersterer aus de..In Produktions­
bereich nill1nt, letztere -aus dem Bereich der AustauschbeziehlU1gen.
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sie sogar definitorisch identisch mit einer derartigen Schlech­

tersteilung der Gesellschaftsmitglieder. Die einzig verbleibende,

aber immer fragwürdige Rechtfertigung für einen Staatseingriff

würde dann seine Unvermeidbarkeit im Interesse des freien Aus­

tauschs sein.
S

So bedeutet eine harmlos erscheinende staatliche

Vorschrift über Produktsicherheit aus dieser Perspektive nichts

anderes als die Beseitigung eines wünschenswerten trade-off

zwischen niedrigem Preis und niedriger Produktsicherheit einer­

seits, höherem Preis und höherer Produktsicherheit andererseits.

Wenn die Leute wirklich unsichere Produkte, auch wenn sie billi­

ger sind, nicht haben wollen, dann würden sie, dieser Uberl.e­

gung zufolge, dementsprechend ihre Stimme auf dem Markt abgeben,

indem sie sichere Produkte zu einem höheren Preis kaufen. Ja,

sogar sozialpolitische Argumente können in die eigentumsrecht­

liche Analyse dieses Falls mit eingehen: Sicherheitsvorschriften

betreffen in erster Linie Leute mit geringem Einkommen, da sie

dann wahrscheinlich sich nicht mehr den Kauf des entsprechenden

Gutes leisten können, da dies durch das Eingreifen des Staates

verteuert wurde und da dann billigere Produkte mit niedrigeren

Sicherheitsstandards nicht mehr erhältlich sind (die man ja

ohnehin ~ndi~iduell zurückweisen würde, wenn man Produktsicher­

heit so hoch bewertet). Freilich gilt dieses Argument nur in

einer Welt vollstänuiger Information, in der man überdies die

historisch gegebene Einkon~ensverteilungakzeptiert - und eben

:lilzu neigen die EigAntumsrechtsökonomen.

An dieser S~elle ger~t jedoch das ide~lisi~rendc Gesellschafts­

bild der Eigentumsrechtstheorie in Widerspruch ~u dem, was sie

modellhaft abzubilden beansprucht: die re~en Entwicklungen in

realen Gesellschaften. Diese sind gekennzeichnet durch zunehmen­

de - insbesondere staatliche - Einschränkungen von Verfügungs­

rechten und durch ein beständiges Wachstum staatlicher Funktio­

nen und Organisationen. Natürlich gibt es viele Möglichkeiten,

5Für diese Sichtv.eise gibt es historische Vorbilder in der scholastL1Chrn
Theologie: So tmtersuchte 'I'h()f[BS von Aquin in seiner "SUrrma theologica"
cli.e Frage der Steuererhebung tmter dem Titel "utrum rapina fX>ssit fieri
sine peccato" (ob es Raub ohne SUnde geben könne) .
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das eigentumsrechtliche Ausgangsmodell so zu modifizieren, daß

solche Tendenzen in die Untersuchung mit einbezogen werden kön­

nen, wie etwa Niskanens (1968, 1971) Modell des budgetmaxirnie­

renden Bürokraten. Aber alle aerartigen Modifikationen bedeuten

nichts anderes, als daß man die Unterstellung vollständiger In­

formation aufgibt, die dem reinen Eigen':umsrechtsansatz zugrun­

de liegt. Wir kommen damit zu der Schlußfolgerung, daß anschei­

nend die reale Gesellschaft sich nicht nur als Ansammlung handel­

treibender Individuen konstituiert, oder aber, daß die Mitglie­

der der Gesellschaft nicht in der Lage sind, ihren eigentlichen

Vorteil überhaupt zu erkennen und k0ntraktlich durchzusetzen;

letzteres entspräche noch weniger dem individualistischen Men­

schenbild dieses Denkansatzes. Immerhin ist dieser Widerspruch

so eklatant, daß selbst Furubotn und Pejovich, zwei führende

Vertreter dieser Denkrichtung, zugeben, " ... daß eine Theorie

der Eigentumsrechte ohne eine Theorie des Staates nicht wirklich

vollständig sein kann. Und leider gibt es eine derartige Theorie

gegenwärtig nicht" (1974, 169). Zu Recht führen sie das Fehlen

einer genuinen Staatstheorie auf den "basic individualist bias"

des Eigentumsrechtsansatzes zurück. Uberhaupt hat diese Denk­

richtung naturgemäß große Schwierigkeiten bei der Behandlung

sozialer Phänomene und Institutionen, die über den einzelnen

Akteur - und das noch in seiner Rolle als frei kontrahierendes

Individuum - hinausgehen. Prozesse gesellschaftlicher Gliederung,

sei es in Klassen, Schichten oder auch nur soziale Rollen, ent­

ziehen sich dieser Sichtweise grundsätzlich. Stets müssen sie auf

dahinterliegende Individuen zurückgeführt werden, und die ent­

sprechenden empirischen Phänomene werden, wenn überhaupt, not­

dürftig mit Hilfe von ad hoc-Erklärungen mit einbezogen, etwa

in der Weise, daß bestimmte Organisationstypen, wie Bürokratien

oder Organisationen ohne Erwerbszweck für diesen Zweck bemüht

werden; natürlich wieder auf dem Hintergrund nutzenmaximierender

Akteure in solchen Institutionen. Dieses Dilemma spiegelt letzt­

lich einen alten Konflikt in der Perzeption des Staates durch

ökonomen wieder: Ausgehend von ihrer Marktsicht der Gesellschaft

erscheint der Staat als die soziale Institution, um freie Ver­

träge zwischen Individuen zu gewährleisten und solche Güter und

Dienstleistungen bereitzustellen, die nicht über Märkte verteilt
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werden können oder sollen. Andererseits gibt es aber in der ökono­

mie auch seit langem den Verdacht, daß die außermarktmäßige Zu­

teilung von Stimmrechten nach dem Prinzip "ein Hann, eine Stimme"

zu Konflikten zwischen der politischen und der ökonomischen Or­

ganisation der Gesellschaft führt: Die politische Mehrheit, so

wird befürchtet, wird ihre zahlenmäBige Macht dazu'benutzen, um

Einkommen oder Vermögen zugunsten der ärmeren Gesellschaftsmit­

glieder umzuverteilen und damit die effiziente, auf individuellen

Anreizen beruhende Marktallokation durcheinanderbringen. Der

Staat als Garant marktwirtschaftlicher Ordnung oder als ihr Feind:

Beide Denkansätze lassen sich in der Eigentumsrechtstheorie fin­

den, und ein Problem ihrer Vertreter besteht darin, sich zwischen

beiden zu entscheiden; sie können nicht beide Staatsauffassungen

zugleich vertreten.
6

Das übervereinfachte individualistische Gesel13chaftsbild und die

daraus resultierenden Defizite bei der Erfassung sozialer In­

stitutionen zeigen sich immer wieder in bestimmten Anwendu"gen

dieses Ansatzes, bei denen häufig die Ergebniss~ mehr der Aus­

fluß der zU9rundeiiegenden Gesellschaftsvorstellungen sind als

das Resultat einer tiefergehenden Analyse der jeweiligen Proble-
'I

me.' Defizite und Simplizi.tät der dem Eigentumsrechtsansatz

zugtundeliegenden Cesellschaftsvorstellung si"d indes allzuleiGht

a'JszumachE.'n ,als daß sie nicht ideologische und l~let:hodologische

Kritik hervorriefen. In ähnlicher Weise, wenn auch mit anderen

Acgumenten, läßt sich die Einseitigkeit der entgegengesetzten

marxistischen Gesellschaftsvorstellungen kritisieren, und das ist

dann auch ausgiebig geschehen. Es ist ke~reswels zuf~llig, daß

Gie Eige"tumsrechtsökonumik mit dem Marxismus nicht nur eine ge­

wisse Simpllzit~t bel den zugrunde gelegten Konzepten gemein hat,

sondern auch eine Neigung, einzelne Elemente des historischen

Prozesses überzubetoflen: Sowohl der histor ische r-1ater L:l.L ismus wie

6"She cannot have it both wavs" - mit: dieser nahezu klassischen FClTIml]ierunq
lehnte ein arrerikanischer Richter im Jahre 1981 elie Klagt" von Tery Shields
auf Nichtveröffentlichtmg von Aktfotos ihrer Tochter Brooke Shields ab,
indem er i..iterzeugend darauf hinwies, daß sie nicht- ihre Tochter zum Sexstar
aufbauen und zugleich ein Bild kindlicher Uru::chuld bewahren könne. Einar.
analogen Problem in der Staatsauffassung serx!I1 slch die Eigentumsn..."'Chts­
theoretiker gegenüber.

7vgl. dazu die Bei.spiele in Abschnitt 3.
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auch die Eigentumsrechts~konomik- die sich selbst, folyt man

Pejovich (1976), als liberale Verbesserung und Vollendung des

historischen Materialismus betrachtet - haben das gemeinsame

Problem, daß die jeweils idealtypisch behauptt·te Dynamik des

historischen Prozesses häufig in Konflikt mit der realen Ent­

wicklung gerät. Wir werden uns in diesem Beitrag nicht auf eine

derartig naheliegende KriLik konzentrieren, da sie einerseits

aus marxistischer Perspektive bereits ausformuliert ist8/ und

da sie zum anderen dem möglichen Erkenntnisfortschritt des An­

satzes gar nicht gerecht werden könnte, der sich eben nicht in

den zuvor genannten Vereinfachungen und Ubertreibungen erschöpft.

Von einem didaktischen Standpunkt könnte man vielleicht sogar

noch weitergehe~ und die Vermutung aufstellen, daß es gerade die­

se offenkundig feststellbare Simplizität und Einseitigkeit des

zugrundelie]enden Gesellschaftsbildes ist, die viele ökonomische,

aber eben auch außerökonomische Zusammenhänge in ganz neuem, be­

sonders erhellendem Licht zeigt. Die erforderliche Zurückweisung

des überzogenen Totalitätsanspruches sagt wenig über die Frucht­

barkeit dieser Sichtweise für zahlreiche, aber sicherlich nicht

alle gesellschaftlichen Zusammenhänge und Tendenzen - und dies

kann anscheinend paradoxerweise gerade ein Resultat der zu kriti­

sierenden Einseitigkeit dieser Betrachtungsweise sein.
9

Zur Uber­

prüfung dieser Vermutung gehen wir im folgenden näher auf die

wichtigsten Bausteine des eigentumsrechtlichen Denkgebäudes ein.

2.2 Struktur und Beschränkung von Eigentumsrechten

Obwohl der Eigentumsrechtsansatz auf die faktische Verfügungs­

rnacht von Akteuren, und nicht auf die legalen Rechtsstrukturen,

abzielt, ist gleichwohl das Konzept des juristischen Eigentums

(ownership) Ausgangspunkt und wesentlicher Bestandteil des ver­

allgemeinerten Eigentumsrechtsbegriffs (property) in dieser

8Siehe dazu den Beitrag von Peter c:ey in dem vorliegenden 5arm'elband.

9Diese Vermutung ist jedenfalls naheliegend, wenn man an das Beispiel der
MaIXschen 'Iheorie denkt, in der ja auch radikale Abstraktionen und Verein­
fachungen gesellschaftlicher Zusantrenhänge zu einer neuartigen und frucht­
baren - wenn auch in ihrer Einseitigkeit nicht unproblematischen - Sicht
der kapitalistischen Produktionsweise führen. Vgl. dazu auch Nutzinger
(1977) .
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Denkrichtung. Der Tradition des römischen Rechts folgend, wird

das ajuristische Eigentum aufgegliedert in verschiedene Komponen­

ten (Furubotn/Pejovich, 1974, S. 4), nämlich

- den Gebrauch oder die Nutzung einer Sache (usus),

- die Nutznießung oder den Ertragsanspruch (usus fructus), und

ökonomisch am wichtigsten,

- die Veränderung einer Sache (abusus), die sich sowohl auf die

physisch-ökonomischen Charakteristika eines Gutes (z.B. Bear­

beitung, Transport, Zerstörung) als auch auf die ~uweisung von

Eigentumsrechten an der Sache (etwa durch Verkauf, Vererbung,

Schenkung) beziehen kann. Damit sind in dieser dritten Kompo­

nente die zentralen Bereiche der Ökonomik - Produktion, Aus­

tausch, Transfer - angesprochen.

Bleibt mit dieser Komponenten~erlegungder Eig~otumsrechtsansatz

noch recht konventionell, so geht er in der Definition von Gütern

weit über das hinaus, was die traditionelle ökonomische Theorie

darunter verstehen würde. 10 Nicht nur zählen sie außer materiellen

Gütern auch Dienstleistungen und handelbare Rechte (wie Patente

und Lizenzen) dazu, sondern darüber hinaus schließen sie auch

menschliche und staatsbürgerliche Rechte (wie etwa Wahl~echt,

Pressefreiheit usw.) ein. Dies führt zu der Konsequenz: "Das vor­

herrschende System von Eigentumsrechten in der Gemeinschaft ist

dann die Summe der ökonomischen und gesellschaftlichen Beziehun­

gen hinsichtlich knapper Ressourcen, in denen uie einzelnen Mit­

gt1eder zuejnander stehen" (Furubotn/Pcjovich, 1974, 3). Der Grund

~Ur diese Ausdehnung des Gutsbegriffes auf die "unver5ußerlichen"

Rechte ist nicht nur darin zu sehen, daß die Eigen~umsrechtstheore­

tiker alle gesellschaftlich relevanten Tatb2st~nde umfassend in

die Analyse einbeziehen wollen 11 , sondern es ist auch der wieder

aus dem zugrunde liegenden Bild einer Tauschgesellschaft stauunende

Gedanke, daß solche Rechte potentiell marktfähig sind und daß

mög licherweise ihre Handelbarkei t die gesellschaft U_che Woh lfahrt

steigern würde.

10wagener (1979, 160) wirft m.E. Furubotr. und Pejovich (1972, 1974) nicht ganz
zutreffe:ld vor, sie erläuterten nicht, was sie unter Sa'-..:hen ooer Gütern ver­
stehen. Tatsächlich vervvenden sie diese Begriffe zunächst unexplizier+, um
sie dann später in dem oben aufgeführten Sinne zu erldutern.

11 Im Hinblick auf bestirm:te Sachverhalte, wie etwa gesellschaftliche Gliederung
oder kollektive Akteure, wollen sie es ja gerade explizit nicht.
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Da der letzte Endzweck einer kontraktären Gesellschaftsorganisa­

tion die möglichst vollständige Spezifikation von Eigentumsrech­

ten und ihre Zuweisung an einzelne Rechtsträger über freiwillige

Verträge ist, spielen Eigentumsrechtsbeschränkungen - typischer­

weise vom Staat auferlegt - eine zentrale Rolle für die Nicht­

erreichung der in einer (Tausch-)Gesellschaft möglichen Bedürf­

nisbefriedigung. Sie werden daher mit dem abwertenden Begriff

Eigentumsrechtsverwässerung (attenuation of property rights) be­

legt und können in zwei Elementarformen auftreten, nämlich ein-

mal in der Form, daß bestimmte Eigentumsrechte nicht definiert

oder jedenfalls nicht durch die gesellschaftliche Rechtsordnung

geschützt sind, oder aber, was häufiger und wichtiger ist, in

der Form, daß der Rechtsträger in der Ausübung einzelner Eigen­

tumsrechte eingeschränkt ist, etwa über Beschränkungen des Erb-

und Kaufrechts, des Nutzungsrechts oder auch des Rechts, Dinge

durch Bearbeitung zu verändern, wie z.B. durch Beschränkungen

des Bau- oder Mietrechts. Daraus ergibt sich eine wichtige Kon­

sequenz: Physisch identische Güter (im oben erwähnten verallge­

meinerten Sinne) sind nicht nur nach Menge, Raum und Zeit spe­

zifiziert, sondern auch nach der zugrundeliegenden Rechtsord-

nung. Beschränkungen von Eigentumsrechten führen damit unweiger­

lich zu der Konsequenz, daß der ökonomische Wert einer Ressource

gemindert wird: Ein Auto in einem Land mit Geschwindigkeitsbe­

schränkung ist ceteris paribus weniger wert als in einem ander~n

Land, wo keine Höchstgeschwindigkeit vorgeschrieben wird. Indes,

man könnte dieses Beispiel auch ganz anders als die Eigentums­

rechtstheoretiker betrachten, nämlich als eine typische "Prisoner~'

Dilemma"-Situa~ion, die staatlichen Eingriff notwendig macht: So­

lange jedermann schnell fährt, werde ich wahrscheinlich selbst

nicht in Erwägung ziehen, ellein langsam zu fahren; aber wenn alle

gezwungen sind, wegen des "Staatseingriffs" (Geschwindigkeitsbe­

grenzung) ihr Fahrtempo herabzusetzen, dann wird das Unfallrisiko

gesenkt und wahrscheinlic:. jeder~ann bessergestellt werden, wobei

sich zugleich auch noch der Wert des Kraftfahrzeugs erhöhen würde.

Aber, wie wir später im einzelnen sehen we~den; Prisoners' Dilemma­

Situationen sind mit der rein kontraktlichen Sichtweise der Eigen­

tumsrechtsökonomen nicht vereinbar, und deswegen werden sie auch

in ihren Beispielen, mit denen sie ansonsten gern arbeiten, grund­

sätzlich ausgeschlossen.
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2.3 Transaktionskosten

Die Grenzen möglicher Tauschakte, aus denen sich in der "reinen"

Eigentumsrechtstheorie der gesellschaftliche Zusammenhang kon­

stituiert, und damit auch die Grenzen möglicher Bedürfnisbe­

friedigung, werden nicht nur von staatlichen Eingriffen abge­

steckt. Sie ergeben sich auch aus der Tatsache, daß selbst die

Organisation ideale~ Tauschakte reale Kosten mit sich bringt.

Mit anderen Formen der Koordination ökonomischer Entscheidungen

hat die Abstimmung über Märkte, was immer sonst nach Ansicht der

Eigentumsrechtstheoretiker deren entscheidender Vorzug gegenüber

anderen Koordinationsmechanismen sein mag, gemein, daß diese

Märkte nicht ohne Inanspruchnahme realer Ressourcen operieren

können.

Selbst wenn sich in der Realität eine rein v€~tragliche Gesell­

schaftsorganisation ~urchfUhren lieBe - was n~cht einmal die

Eigcnturnsrechtstheoretikcr behaupten, obwohl si~ diese Situation

meist: .:tls Referenzmodell in ihrer Argumentation verwenden -,

wUrde nicht j0der mögliche Austausch von spezifizierten Eigen­

tumsrechten zustande kommen, da dent möglichen .vohlfahrtsgewinn

durch Tausch die erwarteten Kosten der Tausch~peration, also die

Transaktionskosten, gegenüber zu stellen wären. Vergleicht man

aber rea listi.scherwe i se die Kosten der Hark tkcJordination mit an­

d(:Tcn Formen der Entsctleidungsabstimmung - etwa Kollektivverhand­

lungen, Wahlen, Abstimmungen und anderen lJolitischen Entschei­

dungsverfahren, mit direkten Anweisungen innerhalb hierarchisch

grgliederter Organisationen usw. -, so entscheidet die relative

Höhe der alternativen Transaktionskosten ceter15 paribus ddrüber,

welcher Kcardinationsmechanismus zu wählen ist. Diesen Gedanken

hi'it dann Ciw:h Ronald Coase (1937) in seinem zu Recht klassisch

geworden~n Beitrag zur "Natur der Unternehmung" zu der Argumen­

tation verwendet, daß die Untcrnehmensorganisation als Antwort

auf zu hohe Kosten marktmäßiger Entscheidungskoordination ent­

steht (ohne den Begriff der Transaktionskosten explizit zu ge­

brauchen). Einige Eigentumsrechtstheoretiker, wie Alchian und

Demsetz (1972), haben in ihrem Bestreben, das Bild einer Markt­

gesellschaft möglichst ungetrübt zu erh~lten. indes dahingehend

argumentiert, daß eine Unternehmung nicht durch Hierarchie ge-
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kennzeichnet sei, sondern durch eine besonders leistungsfähige

"private" Marktorganisation mit dem Unternehmer als einer Art

Walrasianischem Auktionator an der Spitze - und sonst nichts. 12

Ermöglicht wird dieses Räsonnement durch ihren besonderen Ge­

brauch der Terminologie unter Ausnutzung der Tatsache, daß es

~keine fest etablierten Eigentumsrechte an der Sprache gibt. 13

Aber selbst bei dieser ziemlich künstlichen Sichtweise kommt

wieder das Transaktionskostenkonzept implizit zur Geltung, näm­

lich bei der Erklärung der besonderen Vertragsstruktur inner­

halb der Firma: Nach Alchian und Demsetz ist der Unternehmer

die zentrale Partei für alle Verträge mit den verschiedenen

Faktorbesitzern,und es wird angenommen, daß dies die Trans­

aktionskosten der Produktion in einem "privaten" Markt minimiert.

Die potentielle Fruchtbarkeit von Transaktionskosten als ein

heuristisches Hilfsmittel zeigt sich auch bei einigen anderen

Autoren, die der Eigentumsrechtsschule im engeren Sinne nicht

zugerechnet werden können. Dies gilt besonders für Oliver E.

Williamson (1975), der als führender Vertreter der "new institu­

tional economics" unter Verwendung des Coaseschen Gedankenganges

eine generelle Typologie von Markt- und Unternehmens strukturen

im Rahmen eines "organizational failures framework" entwickelt

hat; dabei erscheinen Märkte und Hierarchien als jeweils spezi­

fisch strukturierte Antworten auf Umweltbedingungen. Ein ande­

res wichtiges Beispiel ist Albert o. Hirschmans (1970) Erweite­

rung des reinen neoklassischen Bildes der Interessenartikulation

auf Märkten über die exit option, also die Möglichkeit, aus einer

Markt- oder allgemeiner einer Vertragsbeziehung wieder -"auszu­

steigen", wenn ihre Fortsetzung nicht als Vorteilhaft erscheint:

Dieser indirekten Artikulationsmöglichkeit fugt er realistischer­

weise die direkte, insbesondere sprachliche Interessenartikula­

tion mit Hilfe der voice option hinzu, um die Bedingungen inner­

halb einer Vertrags- oder Autoritätsbeziehung entsprechend den

eigenen Interessen zu gestalten. Auch hier entscheiden wieder

12Zu einer Kritik dieses Ansatzes vgl. Nutzinger (1976)

13Wie Ridder-Aab (1980, 50) richtig feststellt, handelt es sich dabei "nur"
um eine semantische Frage - aber dies hat ~itreichende Konsequenzen, wie
ich an anderer Stelle zu zeigen versucht habe (Nutz inger, 1976).
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die Transaktionskosten darüber, welche Option (oder auch Kom­

bination von Optionsmöglichkeiten) von den Akteuren einer Ge­

sellschaft gewählt wi~d. Dies fillut zu einem besseren Verständnis

der Funktionsweise und der Fortdauer monopolistischer und büro­

kratischer Organisationen, welche die traditionelle ökonomische

Theorie eher hilflos mit tautologieverdächtigen Konzepten wie

etwa "Marktzutrittsbarrieren" (Bain, 1956) zu erfassen versuch­

te. Eine dritte interessante Anwendung des Transaktionskosten­

konzepts hat Kenneth Arrow (1974) zur ErklJTung ungleicher Ver­

teilung von Macht und Autorität geliefert, indem er die realen

Transaktionskosten des Eintritts und de~ Verlassens von Organi­

sationen hervorgehoben hat. Sein Argument läßt sich durch das

Konzept einer asy~~etrischen Verteilung von Transaktionskosten

zwischen den be~eiligten Partelen verallgemeinern (vgl.

Nutzinger, 1976).

Allerdings ist auch das Transaktionskostenkonzept selbst nicht

frei von schwerem Tautologieverdacht. Dabei stellen sich haupt­

sächlich zwei Probleme:

1. Es ist zwar u~mittelbar einsichtig, daß alle ökonomischen

Transaktionen, ob marktmäßig oder außermarktmäßig, mlt realen

Kosten verbunden sind. Gemessen werden sie allerdings meist

nur indirekt, nämlich Uber eine erstmals von Coase (1937)

klar form~liertc Effizienzvermutung: die Vermutung nämlich,

daß immer die Organisationsform und der Koordinationsmechanis­

mus gewählt werden, welche die Kosten der entsprechenden Akti­

vität(en) minimieren. Dies0r Zwang zur Minimierung ist jedoch

:lur in einer pG! fekt neoklassi sehen Umwel t mit den üblichen

Bedingungen hinsichtlich vollständiger Konkurrenz und voll­

ständiger Information (basierend auf den üblichen Konvexi­

tätsannahmen bezüglich Technologie und Präferenzen) uneinge­

schränkt wirksam. 14 Leider muß die Wohlfahrtsökonomie von den

Transaktionskosten absehen und eine bestimmte Form von Unter-

l\Jatürlich besteht ein Druck zur EinspcTI:mg VOll Tral'saktionskosten auch unter
weniger idealen Bed1n<::J'llI1gen, aber er führt nicht not'ilR..ndig zu einer kosten­
mini..m3.len Wahl von Organisationen und Koordinationffiechanisren. Siehe dazu
auch die subtilen rrethodologischen Uberlegungen bei fchuke (1977) über die
"approximative empirische Gültigkeit" der neoklassischen Theoüe.
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nehmensorganisation implizit in den Technologiemengen voraus­

setzen, wenn sie Existenz und Paretooptimalität eines Kon­

kurrenzgleichgewichts beweist. Immerhin ist bei vollkommenem

Wettbewerb in der Tat kein Raum für ineffiziente Koordina­

tionsmechanismen, so daß die Vermutung minimierter Trans­

aktionskosten angebracht erscheint. Diese einfache Effizienz­

vermutung ist jedoch im allgemeinen nicht auf reale ökono­

mien anwendbar: AUCl ein abgeschwächter Wettbewerbsdruck gibt

einen Anreiz, Transaktionskosten einzusparen, da dies immer

noch die Unternehmergewinne steigertj da aber nicht immer je­

des Abweichen vom Kostenminimum zum Verschwinden vom Markt

führt, kommt es zu einem niedrigeren Niveau an Such-, Infor­

mations- und Anpassungsaktivitäten, und das wiederum läßt

die Transaktionskosten über ihr MiniIT~m hinaus steigen. Auf

jeden Fall führt das Prinzip der Einsparung von Alternativ­

kosten, das auch bei unvollkommenem Wettbewerb wirksam ist,

zu einer ökonomisierung (nicht Minimierung) im Hinblick auf

Koordinationssysteme, und das verhindert langfristig extrem

ineffiziente Unternehmens- und Marktstrukturenj daher ist das

Transaktionskostenkonzept auch in realen ökonomien nicht rein

tautologischer Natur. Allerdings kann ein zusätzliches Problem

durch monopolistische Strategien der Marktbeeinflussung ent­

stehen, etwa durch die bewußte Errichtung von Eintrittsbarrie­

ren für potentielle Wettbewerber durch bereits auf dem Markt

befindliche Unternehmen. 15 Daher sind in allen realistischen

Fällen die Transaktionskosten nicht nur von den technischen

Charakteristika der Transaktion selbst bestimmt, sondern auch

vom sozialen Kontext, innerhalb dessen sie stattfindet. Natür­

lich gibt es ähnliche frobleme im Bereich der traditionellen

Produktionskosten: Häufig sind sie nicht durch die technischen

15Dieses ArguI'l'EIlt läßt sich verallgerreinem für alle FoI1l'eI1 der Entscheidungs­
f indung und -abstinmung, in denen eine ungleiche Verteihmg von Infornation
zwischen den beteiligten Parteien es einzelnen Akteuren (Individuen und In­
stitutionen) erlaubt, verzerrte Infonmtien an die anderen betroffenen Par­
teien v.eiterzugeben, um sie ven wirksamer Kontrolle, Konkurrenz \IDd Inter­
essenartikulation abzuhaiten. Asyrmetrische Infonmticnsverteilung zwischen
den Akteuren (infonmtion i.rrpactedness), verbunden mit entsprechenden
Täuschungsmanövern (opportunism) , sind zv.ei wesentliche Bestandteile in
O.E. Williamsons (1975) organizational failures framework.
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Charakteristika des Produktionsprozesses allein bestimmt, und

manchmal (etwa im Fall der Abschreibung) werden sie ebenfalls

nicht unmittelbar erfaßt und gemessen.

2. Aber abgesehen vom Meßproblem und der Möglichkeit "produzier­

ter" Transaktionskosten, gibt es aber noch ein grundlegende­

res Problem mit dem Transaktionskostenansatz, das aus der

Interdependenz verschiedener Koordinationsnechanismen her­

rührt: Die Kosten der Koordination von Aktivitäten durch ver­

schiedene Systeme sind nicht unabhängig von der gegebenen Ver­

teilung und Struktur marktmäßiger und außermarktmäßiger Ko­

ordinationsmechanismen; sie können, wenn überhaupt, nur

ceteris paribus bei einer gegebenen institutionellen Struk­

tur bestimmt werden. Eine bestimmte Organisation des politi­

schen Prozesses etwa kann die Kosten d8~ M~fktkoordination

steigern oder senken,und umgekehrt kann die Organisation der

Märkte die Kosten politischer Koordination beeinflussen. Ein

anderes offenkundiges Beispiel ist der Einfluß verschiedener

KooIJinationsformen auf dem Arbeitsmarkt: Hier sind Arbeits­

recht, Tarifverhandlungen, Cnternehmensvercinbarungen, in­

dividuelle V~rträge, Arbeitnehmerpartizipation und Formen des

illdustriel~en Konf] ikts eng miteinander '!crwoben (vgl.

I\:utzingcr, 1981; Picot,1981). Dies führt zu dem fundamentalen

Problem, daß alle Effizienzvermutungen und Effizienzverglei­

21\8 altE:rnGtiver Koordinationsmechanismen auf der Basis von

Transaktionskosten nur 3usgehend von einem tatsächlichen oder

Jedankli~hen status quo durchgeführt werden können, und sie

golten auch nur in der Umgebung der A~sgangssituation; es

sind also nur l~kal~ 'Iransaktionskostenvergl.~ichemöglicn.

§.lobale Effizienzaussagen , wie sie ni_cht nur die Eigentums­

rechtsökonomen, sondern auch O.E. Williamson in seinem

"organizational failures framework" anstrebt, sind so lange

nicht in systematischer Weise möglich, als die Interdependen­

zen zwischen den verschiedenen Formen von Entscheidungskoordi-
16

nation nicht hinreichend genau erfaßt sind. Daraus folgt:

16Interessante~ise läßt sich diese Idee bereits in den Arbeiten des deut­
schen ordoliberalen ökonaren Walter Eucken (1975) finden, der in einen all­
geneineren Zusamnenhang von der Interdep;ndenz der Ordnungen spricht.
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wann immer Eigentumsrechtsökonomen für sich in Anspruch neh­

men, eine Verallgemeinerung des Standardmodells von Produk­

tion und Austausch vorgelegt zu haben, dann muß diese Be­

hauptung genaugenommen auf Modelle partiellen Gleichgewichts

in der Tradition von Marshall begrenzt werden, und sie läßt

sich nicht leicht auf Situationen des allgemeinen Gleichge­

wichts im Sinne von Walras ausdehnen. Solange es eine "Bei­

nahe-Zerlegbarkeit" ("near-decomposability", nach Churchman,

1971) zwischen verschiedenen gleichzeitig existierenden Ko­

ordinationsformen gibt, lassen sich a:lgemeinere Aussagen ab­

leiten, aber mit dem eingeschränkten Anspruch der Plausibili­

tät und nicht der logischen Gültigkeit.

Eine der unerfreulichen Konsequenzen dieser Situation ist die

Tatsache, daß Transaktionskosten nicht objektiv apriori gegeben

sind, sondern daß sie entscheidend von der Anfangsausstattung

oder, in der Sprache der Eigentumsrechtsökonomen, von der Ausqangs­

verteilung von Eigentumsrechten bezüglich der Güter in einer ge­

gebenen Gesellschaft abhängen. Jede Veränderung dieser Verteilung

impliziert eine Änderung der relativen Preise und damit gene­

rell des Werts aller möglichen Transaktionen. Ob Märkte oder spe­

zifizierte Eigentumsrechte sich herausbilden, und welchen Umfang

der Handel in solchen Rechten im Vergleich mit Größe und Struktur

von Nichtmarktmechanismen haben wird, das läßt sich nicht ohne

ein implizites Werturteil bezüglich der zugrunde gelegten Vertei­

lung von Eigentumsrechten zwischen den ökonomischen Akteuren ent­

scheiden; die Eigentumsrechtstheoretiker neigen dazu, stillschwei­

gend den status quo zu unterstellen. Verfährt man so, dann müssen

in der Tat staatliche Vorschriften und Eingriffe als '''Eigentums­

rechtsverwässerungen" zum Schaden gesellschaftlicher Wohlfahrt be­

trachtet werden. Aber gerade hier fällt der "strikte methodolo­

gische Individualismus" (Monissen/Pejovich, 1977, 284) des Eigen­

tumsrechtsansatzes in eine methode logische Aporie: Er versucht,

gesellschaftliche Werturteile zu vermeiden und stattdessen ver­

schiedene Situationen auf der Grundlage "objektiver" (Transak­

tions-)Kosten zu vergleichen; aber diese Art von Vergleich setzt,

wie wir gesehen haben, eine spezielle Form von gesellschaftlicher

Wohlfahrtsfunktion voraus, die auf dem Werturteil basiert, daß

man beim Vergleich alternativer Situationen von der gegebenen
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Ausgangsverteilung von Eigentumsrechten auszugehen habe (vgl.

Schmid, 1975).

2.4 Ein erstes Resümee

Was folgt aus unserer kritischen Erörterung der grundlegenden

Konzepte in der ökonomischen Theorie der Eigentumsrechte? Es

dürfte klar geworden sein, daß zumindest im gegenwärtigen Sta­

dium die Ansprüche ihrer. Vertreter, ~ine Verallgemeinerung des

ökonomischen Standardmodells von Produktion und Austausch und

damit die Grundlage einer sozialwissenschaftlichen Synthese bis­

her heterogen konzipierter Disziplinen geliefert zu haben, sich

nicht ohne ernsthafte Einschränkungen und Modifjkationen auf­

rechterhalten lassen.

Dabei ergab sich als wesentliches methodologisches Problem die

unzureichende Unterscheidung zwischen zwei wespntlich verschie­

ttcr1.3rtigen Si tuationen: Wie bereits bemerkt, implizieren Harkt­

'r~~GakllO~en stets reale Kosten; deshalb muß eine Bewertung des

Markterycbnisses diese Kosten im Vergleich zu denen anderer Ko­

ordinationsmechan~smen in RE:>chnung stellen. Dies<...: sozusagen i'l.ll­

tä.gliche Situation kann man nicht als eigentlic~lES "Marktvers,i­

'1.::n" betrachten. Der davcll verschiedene (abe.c hduf ig nicht unter ­

sch.LeJenel Fall echt.en Marktversaqens tr~.t.t in Prisoners' Dilem­

ma-Situationen auf, in denen als Folge opportunistischen Verhal­

tens der betroffenen Parteien cete~aribus überhaupt keine

Marktkcntrakte mÖ01ich sind. Natürlich l~ßt sien opportunisti­

sches Verhalt;:,n dU: eine ungleichmäß.l.ge Verteilung von Infor­

mation zwischen den Parteien zurückführen (und damit semantisch

auch auf "exzessive Transaktionskosten") , a~er solche Prisoners'

Dllemma-Situatio~enmüssen von dem zuvor genannten "Normalfall"

unterschieden werden, da nunmehr institutionelle Veränderungen,

wie staatliche Eingriffe oder der Entwurf vo:) Verträgen, deren

Struktur zugleich für ihre Einhaltung sorgt ("self-enforcing con­

tracts"), erfcrderlich sind., um derartige Engpässe zu überwinden.

Natürlich konfligieren Prisoners' Dilemma-Situationen mit einer

rein kontraktbestimrnten Sicht der Gesellschaft, da sie struktu­

relle - aber nicht immer unüberwindbare - Gren7en marktmäßiger

Vereinbarungen aufzeigen.
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Betrachtet man aber die potentielle (und, wie wir sehen werden,

auch aktuelle) Fruchtbarkeit dieses Denkansatzes, so wäre es

kontraproduktiv, die Eigentumsrechtsanalyse aufgrund der be­

rechtigten Kritik an ihren überzogenen Ansprüchen und deutli­

chen Defiziten vollständig beiseite zu werfen. Wir schlagen

stattdessen vor, einen bescheideneren Anspruch zu untersuchen:

Könnte es nicht sein, daß die Eigentumsrechtsökonomik zwar

keine generelle Theorie der Gesellschaft ist, jedoch ein beson­

ders nützlicher Gesichtspunkt, der sowohl zu einern besseren Ver­

ständnis verschiedener Einzelprobleme beiträgt wie auch zu der

Entdeckung gewisser allgemeiner Charakteristika vieler nur schein­

bar ganz verschiedenariger Situationen? Freilich läßt sich die-

se Frage nur beantworten, wenn man einige praktische Anwendungen

der Eigentumsrechtsökonomik betrachtet, und dies werden wir im

folgenden Abschnitt tun.

3. Einige praktische Anwendungsfälle

3.1 Die Analyse der Mitbestimmung - Ein nicht notwendig

abschreckendes Beispiel

Die eigentumsrechtliche Sicht von Partizipation und Mitbestim­

mung läßt sich grob, aber nicht unfair, so zusammenfassen: Die

Mitbestimmung der Arbeitnehmer in Europa ist allgemein durch

staatliche Gesetzgebung, und nicht durch zweiseitige Kontrakte

zwischen Arbeitgebern und Arbeitnehmern, eingeführt worden 17

"Alles was wir wissen, ist,daB sich Mitbestimmung nicht frei­

willig im Westen herausgebildet hat" (Pejovich, 1978, 6). Da­

durch, so wird argumentiert, werden die Eigentumsrechte beider

Arbeitsmarktparteien beeinträchtigt: Die unternehmerische Ent­

scheidungsfreiheit wird durch die gesetzlichen Mitbestimmungs­

rechte der Arbeitnehmer eingeschränkt - also werden die Eigen­

tumsrechte am Unternehmen "verwässert" -, aber auch der Arbeit-

17Auch der ans::heinend anders gelagerte Fall von Schweden fällt unter die­
ses Verdikt, da die Vereinbarungen zwischen Arbeitgebern und Arbei tnehItErn
durch staatliche Gesetzgebung veranlaßt wurden; vgl. dazu Ryden (1978).
Ironis::herweise ging das bisher weitestreichende deutsche Mitbestimnungs­
gesetz in der f'.bntan-Industrie hervor aus "freiwilligen" Vereinbarungen
zwischen Unter:nehr'oon und Gewerkschaften auf Initiative der Unternehrrer
selbst; dies beruhte natürlich auf den besonderen Bedingungen in der zeit
nach dem Zweiten weltkrieg.
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nehmer wird geschädigt: Ihm wird eine Wahlmöglichkeit genommen,

nämlich der trade-off zwischen Mitbestimmung, die zu langfristig

wahrscheinlich niedrigeren Löhnen führt wegen der schädlichen

Partizipationswirkungen, und höheren Geldlöhnen, falls er auf

dYsfunktionale Mitbestimmung verzichtet. Wäre Mitbestimmung tat­

sächlich im Interesse der Arbeitsmarktparteien, dann würden sie

sich auf diese mittels freiwilliger zweiseitiger Verträge im Rah­

me~ der liberalen Rechtsordnung geeinigt haben, die das ja nicht

verbietet. 18 Darüber hinaus finden wir die üblishe Vernachlässi­

gung ~nderer Formen der Interessenartikulation und der Entschei­

dungskoordination bei den meisten Autoren in Pejovichs (1978)

Sarr®elband über MitbestimmUng 19 • Für Gallaway (1978, 188) er­

scheint etwa die Möglichkeit, die Unternehmung ~~_yerlassen, als

wahrllöft ige ., Arbei tnehmer-?ete il igung an Entscheidungen, die de­

ren Leben betreffen", und er schreckt nicht einmal davor zurück,

die hohen Fluktuationsraten D:_~i Fließhand9roc1uktion als einen

Bewei s für eine derartige "Partizipation", und nicht als ein 2ei-­

ehen für einen bedenklichen Mangel an Arbcitszufr~edenhci~an­

zutühren, noch stellt er sich die Frage, ob die ;,ohe Fluktuations­

rute in der amerikanischen Industr 1e t 3.ts~tchJ J ch di e unerfreu­

lichen Arbeitsb8dingungen zu ändern vermocnte, OIe zu derartlg

häufj']e'1l Arb~"itsplatzwechsel führen. In dr;r Tat: AK:::eLJt.iert. m2.fl

die ::rnp1izi t.en Werturtei le der EigentumsrE.. chtsanalyse, dann muß

dje~; wohl "optimal" sein; andernfalJs mUßte sich ja die Situation

ge5ndert haben. Diese Art von "Doktor-Panglo3s-Räsonnement" fin­

,18:1 wir auch in FuruL0tns lmalyse der ökc'liomischen Konsequenzen

18Ganz ähnlich argurrentie::en Alchian und Ikmset.z (19 7 2) '-regen die Effizienz
von Partizi.pation und Arbeitcrselbstvel:waltung; zu ei:1f;x Kritik dieser
M<JUIIaltationsweise vgl. Nutzinger (1976, AbschniL.. 1\/.2). - Eine interessa'1­
te Ailalyse von Vertägen und Organisationen, bi'lsierend auf unterschiedlicher
Faktormobilität, geben FitzRay und Mueller (1977).

19Zu einer ausfübrlicheren Auseinandersetzung mit dem sarmelhand von Pejovich
slche den ausführlichen Besprechungsaufsatz von Nutzinger in Teil I der
hier vorgelegten Textsamulung.
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von Mitbestimmung auf die private Investitionstätigkeit, die

nicht den Schluß vermeiden kann, daß "eine ineffiziente Anreiz­

struktur geschaffen wird. Den Arbeitern werden Entscheidungs­

rechte zugestanden, die das Kapitalvermögen des Unternehmens

betreffen, aber sie haben keine Verantwortlichkeit für die Be­

reitstellung dieses Kapitals und keinen langfristigen Anspruch

auf das daraus abgeleitete Einkommen" (unten S.180). Wie steht

es aber mit dem Interesse des Arbeiters an seinem Arbeitsplatz,

und auch an den Unternehmenserträgen, nicht zuletzt aufgrund der

immer häufiger angewendeten gewinnorientierten Anreizsysteme?

Und wie sieht es aus mit den empirischen Untersuchungen, die

keine ernsthaften negativen Konsequenzen der Mitbestimmung auf

die Rentabilität derartiger Unternehmen aufzeigen?20

Wenn immer die Eigentumsrechtsökonomen schlußfolgern, daß Mit­

bestimmung die "Verwässerung" von Eigentumsrechten bedeute und

daher einen Wertverlust der von ihr betroffenen Ressourcen, dann

haben sie schlichtweg das falsche Referenzmodell vor Augen: Tat­

sächlich ist eine Situation ohne gesetzliche Mitbestimmung keines­

wegs, wie implizit unterstellt, mit unbeschränkten Eigentumsrech­

ten identisch; vielmehr handelt es sich dann um eine Situation,

in der andere Formen der Regulierung industrieller Beziehungen,

wie einengende Arbeitsgesetzgebung, schwierige und zeitraubende

Kollektivverhandlungen, häufige direkte Staatseingriffe, aufwen­

dige Streiks und andere Formen sozialen Konfliktes vorherrsshen.

Betrachtet man die Interaktion zwischen verschiedenen Koordina­

tionsformen von "Arbeit" und "Kapital", dann wird das Bild sehr

Viel schwieriger, als die Eigentumsrechtsökonomen anzunehmen nei­

gen, und in diesem realistischeren, umfassenderen Kontext kann

es durchaus sein, daß selbst im Hinblick auf die Unternehmensge­

winne die Situation mit Mitbestimmung günstiger ist, eben ange­

sichts des Umstandes, daß andere Formen der Entscheidungskoordi­

nation keineswegs kostenlos - und sehr häufig sehr kostspielig -

20vgl. etwa die Befunde des Biedenkcpf-Berichts (1970); t-bnissen (1978,78)
kritisiert diesen zu Recht ~en seine:c niedrigen Standards hinsichtlich
errpirischer Sozialforschung wie aoch theoretischer Begründung. Aber es gibt
keinen Hinweis darauf, daß eine methodisch anspruchsvollere und daher weni ­
ger anfechtbare Untersuchung zu grundlegend verschiedmen Schlußfolgerungen
über die wirtschaftlichen Konsequenzen der Mitbestilmlung kärce. Siehe dazu
auch Diefenbacher und Nutz inger (1981) und Nutzinger (1982) .
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in ihrer Anwendung sind. Hi0r werden die Autoren die Opfer ihrer

einseitigen Konzentration auf Märkte und ihrer Vernachlässigung

anderer Formen sozialer Interaktionen. Ein modifizierter Eigen­

tumsrechtsansatz, der die Transaktionskosten verschiedener Ko­

ordinationsformen in Betracht zieht, könnte durchaus zu wichti­

gen Einsichten in die Dynamik industrieller Beziehungen wie auch

in internationale Unterschiede zwischen verschiedenen Ländern

fUhren.

Leider übersehen die Vertreter des EigentuP.1srechtsansatzes im

allgemeinen diese breitere Perspektive. Häufig basieren ihre

Schlußfolgerungen auf zwei impliziten Vorannahmen, nämlich daß

eine Veränderung von Eigentumsrechten nur durch Verträge zustan­

de kommen sollten und daß derartige Verträge sich an dem von den

betroffenen Parteien erwarteten Nettowert der entsprechenden Ak­

tivität orientieren, und dieser ergibt sich aus der zugrunde

gelegten Preissituation und daher aus der gegebenen Verteilung

von Eigentumsrechten. Indes: Unvollständige Information kann

m5g1ichn Verbesserungen verhindern, die etwa durch Gesetzgebung

zustande kOlTUl,en künnen, wenn dies Prisoners I -Di lemma-Si tuationen

a'~flöst, .in denen die Arbeitsmarktparteien in vielen Ländern ge­

fangen sind. Aber selbst wenn dies nicht der Fell ist, bedarf es

eines klaren Werturteils, will man die UmverteilüD3 von Eigen­

tumsrechten durch die gesetzgeberische Maßnahme der Mitbestimmung

ausschließen Diese Umverteiluns zugunsten der Arbeitnehmer kan~

die UnterClehmer schlechterstellen . Aber diese Umvcrteilung von

Ei.gentwnsrechten verändert auch Preis- und Kostcnstrukturen, so

daß heide Situationen - mit und ohne f\Hlbcsti!ll,;,ung - nicht un­

mittelbar miteinander verglichen werden Kennen: Nimmt man einen

Fa 11 mit l'rbei tnehmermi tbestimmuny als Ausgang~;punkt, dann wird

man wahrscheinlich zum entgegengesetzten Brgebnis kommen (unter

den Annahmen der Eigentumsrechtsanalyse), nämlich daß der Mangel

an Mitbestimmung zu einer Pareto-inferioren Situation füht, da

andernfalls die Arbeitsmarktparteien versucht haben würden, die­

se Situation zu ihrem wechselseitigen Vorteil zu ändern, sei es

durch zweiseitige Verträge (in denen die Arbeitnehmer für den

Verzicht auf Mitbestimmung entschädigt worden wären) oder auch

durch die Interessenartikulation im politischen Prozeß.
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Das Problematische dieser Sichtweise ist offenkundig: Es läßt

sich keineswegs logisch ausschließen, daß eine stabile Situation

existiert, in der es keine Partizipationsrechte für die Arbeiter

gibt und auch keine Veränderung durch bilaterale Verträge (die

es für die Arbeitgeber lohnend machen würde, den Arbeitern gegen

Kompensationszahlungen Partizipationsrechte einzuräumen). Aber

ebensowenig kann man ausschließen, daß es von einer Situation

mit Mitbestimmung aus keinen Anreiz gibt, diese Situation zu verän­

dern, da die Preis- und Kostenstrukturen in beiden Situationen

unterschiedlich sind, d.h. ohne daß durch zweiseitige Verträge

die Arbeitgeber den Arbeitnehmern ihre Partizipationsrechte

"abkaufen". Diese Situation stellt ein generelles Problem für

die angeblich "objektiven" Kostenvergleiche der Eigentumsrechts­

analyse dar: "Der springende Punkt ist, daß es eine Kostenmini­

mierung für jede alternative Verteilung von Eigentumsrechten

gibt. Die Kostenminimierung kann also nicht das Kriterium für

die Wahl dieser Verteilung sein" (Schmid, a.a.O., S. 27 oben).

Während eine modifizierte Eigentumsrechtsanalyse die Komplexität

der Arbeitnehmerpartizipation aufzeigen kann, indem sie unter­

schiedliche Formen der Koordination und die damit verbundenen

Kosten in Betracht zieht, leidet die tatsächlich von Pejovich

und den Autoren seines Sammelbandes durchgeführte Analyse un~er

einer zu engen kontraktär~n Sicht der Welt und einer dementspre­

chend verzerrten Wahrnehmung des Mitbestimmungsproblems. Indessen,

eine wichtige Frage ergibt sich schon aus ihren Uberlegungen,

die Gegenstand künftiger Analyse sein sollten: Wir sollten nach

Gründen dafür suchen, warum eine Veränderung von Eige: turnsrechten

in Richtung auf Mitbesti~mung nur selten durch zweiseitige Ver­

träge zustande gekommen ist. Die Transaktionskosten zweiseitiger

Verträge, verglichen mit denen anderer Koordinationsformen, wie

etwa der gesetzlichen Vorschrift, wird dann ein wichtiges, wenn

auch nicht allumfassendes Erklärungsmoment sein. Und sicherlich

kann man von der EigentuDsrechtsanlayse lernen, daß vertragliche

Vereinbarungen, wo sie praktikabel sind, globalen (etwa gesetz­

lichen) Regelungen vorzuziehen sind, da sie eine flexiblere

Anpassung an die jeweilige konkrete Situation erlauben. Aber in

einer Welt unvollständiger Information kann eine theoretisch
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"zweitbeste" gesetzliche Vorschrift ohne weiteres ein realisti­

sches "first best" (Erstbestes) sein.

3.2 Externe Effekte aus eigentumsrechtlicher Sicht

Unseres Erachtens wird die Eigentumsrechtsanalyse fruchtbarer,

wenn man sie auf die Untersuchung externer Effekte anwendet.

Cheung (1970) und andere Eigentumsrechtsökonomen haben zu Recht

die klassische Steuer-Lösung von Pigou zur Korrektur der Abwei­

chung privater von den sozialen Kosten kritisi~rt, da sie die

Kosten der Erhebung einer Pigou-Steuer außer acht läßt. Zu Recht

weisen sie darauf hin, daß die Entscheidung darüber, ob Exter­

nalitäten überhaupt internalisiert werden sollten, und wenn,

durch welches Inst:rument, nicht ohne Berücksichtigung der Kosten

einer Interna I isierung getroffen werden kann. l_:nter diesen Um­

st~nden kann es durchaus sein, daß eine weite~~ Internalisierung

externer Effekte keine Verbesserung mehr darstellt.

t~US 8ig0ntumsrechtlicher Sicht sind externe Effekte nichts ande­

.res als un:..;pezifizierte und daher nicht handelbare Eigentums­

rechte. WUhrend die Tradition von Pigou externe Effekte als Form

des "Marktversagens" b0trachtet, die Staals8ingriffe erforder­

lich macht, sprechen sich die Vertreter der öko~omischen Theorie

d.:.r I:'i-yerturnsrechte für eine Lösung in <]enau umgekehrter Richtung

aus, nämlich du~ch Ausdehnung von M~rktbcziehun0en und weiterge­

hende Spezifizierung von Eigentumsrechten, nach dem Motto: "Der

~0rkt ist ~ot. Es lebe der Markt!"

Diese Be~rachtun·9sweise, solange sie nicht übertrieben wird, ist

durchaus nützlich. Gewiß trifft es of~mals zu, daß es nicht Markt­

versagen, sondel.n "Staatsversagen" (d.ll. die Verhinderun] einer

ad~guatp.n Struktur von Eigentumsrechten) ist, das verhindert,

daß die "externen Effekte" durch geeignete Spezifikation von Ei­

gentumsrechten zum Verschwinden gebracht werden. Aber dies gilt

nicht immer und nicht n0twendig: "Man kann nicht analytisch zei­

gen, daß der Staat, grundsätzlich und in allen Fäll.en, mit ex~~r­

nen Effekten besser umgeht als der Markt; genausoweniq ~ann man

das Gegenteil beweisen" (Dahlman, 1979, 156). Wos man tun kann

(und tun sollte) ist, die Transaktionskosten verschiedener mög­

licher Ansätze zur Lösung des Externalitätenpro1Jlems miteinander
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zu vergleichen. Das gibt natürlich kein globales Optimum, jedoch

einige praktische Politikempfehlungen, die -je nach den spezifi­

schen Bedingungen jedes einzelnen Falles - das volle Spektrum

möglicher Maßnahmen umfassen, vom direkten Verbot bis zur voll­

ständigen Inaktivität.

Grundsätzlich wird dies auch von Cheung anerkannt, trotz seines

marktverengten Blickwinkels. Er argumentiert für eine Art von

Subsidiaritätsprinzip, ausgehend von den realen Bedingungen:

"Die Frage ist, ob, bei gleichen Wirkungen einer Maßnahme, tat­

sächliche Marktvereinbarungen oder realisierbare staatliche Re­

gulierungen niedrigere Transaktionskosten mit sich bringen, so

daß ein höherer Nettogewinn oder ein niedrigerer Nettoverlust

resultieren wird" (1974, 29). Während eine beschränkte Sicht des

Externalitätenproblems als unspezifizierte Eigentumsrechte zu

der naiven Schlußfolgerung führen würde, daß es überhaupt keine

externen Effekte gibt, außer solchen, die schon durch Handel

in spezifizierten Eigentumsrechten auf ihr niedrigstmögliches

Niveau herabgedrückt sind, oder solchen, die von der Erreichung

dieses Mindestniveaus durch staatliche Hindernisse gegen eine

angemessene Eigentumsrechtsspezifikation gehindert wurden, führt

eine korrekte Anwendung des Transaktionskostenansatzes zu einer

ausgewogeneren und auch pragmatisch nützlichen Schlußfolgerung:

"Die unmittelbare Schlußfolgerung, die in dem Schrifttum 'Zu der
Arbeit von Coase so häufig übersehen wurde, ist die, daß im Falle
Val Transaktionskosten und Inforrrationsunterschieden zwischen den
Marktparteien es durchaus wichtig sein kann, wem VeranThortlich­
keiten und Rechte zugeteilt sind. Dies leitet die Untersuchung zu
Fragen praktischer Wirtschaftspolitik ... Die Uberlegung von Coase
begrenzt die Untersuchung nicht allein auf Steuersätze - jegliche
staatliche MaßnahIre , die entweder zu einer Verringerung der Trans­
aktionskosten oder zu einer anderen Annähenmg zu einem wünschens­
werten Handlungsablauf führt, ist machbar. Nicht nur Pigou-Steuern,
sondern alle anderen Waffen im Inst.ru!laltenkasten des Staates wer­
den ebenso verfügbar .•• wenn der Staat die Kosten einer Bewegung
zu einer präferierten Allokation niedriger machen kann als die
Vorteile dieser Bewegung, dann bietet das eine Gewähr dafür, daß
das Ergebnis durch das Pareto-Kriterium sanktioniert wird. Ein je­
der ökonan, der auch interessierter staatlicher Berater ist, soll­
te von ganzem Herzen die Analyse von Coase bejahen, denn sie würde
offenbar gerade rrehr und bessere Kosten-Nutzen-Analysen vcn staat­
lichen Institutionen, die sich mit Verschmutzung und anderen um­
weltproblem2Il befassen, notvJendig machen" (Dahlman, 1979,158, 160f .) .
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Hier finden wir wieder die beiden verschiedenen Argumentations­

linien des Eigentumsrechtsansatzes, die ideologische Voreinge­

nommenheit mit Marktlösungen auf der einen Seite, und den modi­

fizierten Ansatz auf der anderen Seite, der die Transaktions­

kosten verschiedener Koordinationsformen gegenüberstellt. Der

große Vorteil dieses letzteren Ansatzes ist nicht nur seine Zu­

rückweisung einer engen kontraktärpn Perzeption der Welt, son··

dern - und das ist noch wichtiger - seine praktischen Politik­

I~:lplikationen.

Wenn dieser Denkansalz die Oberhand gewinnt über das Vor-Urteil,

Märkte seien der einzige effiziente Allokatlonsmechanismus, dann

kann aus dieser Betrachtungsweise sehr viel gelernt werden. Er

wird dann 0in wichtiqer, aber nicht ausschließlicher Bestandteil

einer integralen sozialwissenschaftlichen Perapektive: Er ist

nlcht IJehr ein universelles Paradigma, sondern ein ~ichtiger

As~?kt so~jalwis3enschaftlicherForschung. Die einseitige ßevor­

G 'Je; unCj VC'.'1 Märkten i.lnd d:te Di skrimin ierul1g aller anderen Formen

q(;)se llscha ft l it~ll~r Koorelinil t ion kann dann lurr:l: dü~ kri ti sehe

Frage ersetzt werden, ob wir schon genUg0~d Sebr~uch von Markt­

bez ü'hungen zur Lösung unserer heute W1 er: ,- igen ""lT ts('haftl ichen

?rDbJ.ellle 'jemacht haben. vJas Clemence~u ül,,-r cas 1'Hlitär gesa'1t

hat 21 • gilt ctuch für diesen Denkansatz: D1C ökonomisenc Theorie

der Ei--fentull\~:;re(;hte ist- so wichtig, als daß man sie elen Eigen­

turnsrechtstheoretikern überlassen dUrfte.

21vql . Petit (1960,185):" 'La guerre! Cette une chose trap grave pour la
confier a des militaires. 'G. Clenenceau, eIl 1tl)j6 (cite par G. Suarez
nans ~~~ceau) ."
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Zusammenfassung

Dieser Ubersichtsartikel über die ökonomische Theorie der Eigen­
tumsrechte untersucht zunächst die grundlegenden Konzepte und
Vorstellungen dieser Denkrichtung und insbesondere deren kon­
traktäres Bild von Gesellschaft, das diese als eine Ansammlung
handeltreibender Individuen sieht und mit dieser Sichtweise
viele praktische Ergebnisse schon vorwegnimmt. Das Konzept der
Transaktionskosten, das sich nicht nur im Eigentumsrechtsansatz
findet, sondern in zahlreichen anderen neueren Richtungen der
Ökonumie, wird, mit einigen Einschränkungen, als analytisch
fruchtbar und pragmatisch nützlich bezeichnet. Die praktische
Überprüfung der Fruchtbarkeit des Eigentumsrechtsansatzes am
Beispiel der externen Kosten und der Arbeitnehmerpartizipation
führt zu dem Ergebnis, daß bei Verzicht auf globale Effizienz­
Quss~gen, yen~u spezifizierten Eigentumsrechtssituationen und
auch bel deutlicher Benennung der übrigen (impliziten) Annahmen
der Eiqentumsrechtsansatz eine nützliche Sichtweise zur BeLand­
lung vieler anscheinend verschiedener Probleme sein kann. Der
Anspruch der ~igent~msrechtstheoretiker,eine Verallgemeinerung
des Standardmodells von Produktion und Austau~ch geliefert zu
haben, läßt sich dagegen nicht in dieser Form 3ufrechterhalten.

THE ECONOMICS OF PROPgRTY RIGHTS - A NEW PARl\DIGM IN THE SOCIAL
SCIENCES (3ul~~ary)

This er i li cal .::;urvey uf tl~e economics cf property r ights analyzes
first the basic concepLs and notions cf this alJproach and espe­
clally its contractarian view of society as a c0llection of tra­
dinq individuals which heavily predetermincs many practical appli­
C3tions. The nation of transaclion casts - which cannot 0nly be
fauod in property rights uconomics but also i~ some other new
directions in economic theory - 1s shown to be an31ytically
frl!itful ~nd pragmatically useful (w~th ciome reservations) . The
case of exten,alities and of emp.Loyee p~rticipat.ion is taken as
d practieal test of the fruitfulness of the property rights
approach. From ~his we conclude that property rights economics
is a f=uitful view for scientific analyses of many apparently
d~ stinct problems if one gives up cl,üms to S':C'ltements ()f
global efficiency and if one sp2cifies p~ccisely the different
pcoperty rights urrangements and the other ~nderlying (implicit)
aS5umptions. The more general cl alm of pu'per Ly rights economist 5
to have furnished a generalization of the standard model of pro­
duetion aort exchange, however, cannot be mdintained without
severe modifications and restrietions.


